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2. Februar 2022 

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

 

ich nehme Bezug auf Ihr Schreiben vom 28. Dezember 2021. 

 

Als Anlage übersende ich Ihnen die Stellungnahmen des DGB NRW zu den genannten 

Gesetzentwürfen. 

 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Eric Schley 
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Stellungnahme  

des DGB-Bezirk NRW 

 
zum Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung einer einmaligen 

Corona-Sonderzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie für das 

Land Nordrhein-Westfalen und zur Änderung des Landesbeamtenver-

sorgungsgesetzes (Drucksache 17/16322),  

 

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbe-

züge 2022 sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 

im Land Nordrhein-Westfalen (Drucksache 17/16323) und  

 
Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Alimentation von Familien 

sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften          

(Drucksache 17/16324) 
 

 

Düsseldorf, den 02.02.2022 

 

 

 

 

Düsseldorf, den 17.01.2020 
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A. Vorbemerkung 

 

Die Verknüpfung der Übertragung des Tarifergebnisses mit der Umsetzung des 

verfassungsrechtlich gebotenen Alimentationsgrundsatzes ist im Hinblick auf 

die unzureichenden Anhörungsfristen i.S. des § 93 LBG bzw. der verabredeten 

Beteiligungsfristen zu kritisieren. Allgemeine Regelungen der beamtenrechtli-

chen Verhältnisse müssen auch den berechtigten Interessen der Beamtinnen 

und Beamten angemessen Rechnung tragen. Aus diesem Grund räumt § 93 

LBG NRW dem DGB umfassende Beteiligungsrechte als Ausgleich für das 

Streikverbot (so auch BVerfG vom Urteil vom 12. Juni 2018 – 2 BvR 1738/12). 

§ 93 LBG spricht von einer „angemessenen Frist“. Die hier gezeigten Kommu-

nikationsdefizite entsprechen nicht unserem Verständnis der gesetzlichen An-

hörungspflichten. 

 

Dass die aktuell geplante zeit- und inhaltsgleiche Übertragung der Besoldungs-

anpassung ihren Ursprung im Tarifabschluss findet, ist hinlänglich bekannt. 

Dennoch bleibt zu erwähnen, dass der Bezugspunkt der Anpassung, nämlich 

die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit bei den Beschäftigtengruppen Tarif-

beschäftigte und Beamt*innen sich unterscheidet. Vor dem Hintergrund der 

weiterhin überlangen Arbeitszeit der Beamt*innen von 41 Stunden wöchent-

lich, ist der Wert der Besoldungssteigerung geringer als bei Tarifbeschäftigten. 

Der DGB fordert seit geraumer Zeit die Rückführung der Wochenarbeitszeit von 

Beamt*innen auf das Niveau der Tarifbeschäftigten des Landes (39 Stunden 

und 50 Minuten). Dass keine weiteren Gespräche hierzu von der Landesregie-

rung geführt werden sollen, trägt nicht zur Attraktivitätssteigerung des öffentli-

chen Dienstes bei.  

 

Seit vier Jahren steht das Versprechen im Raum, dass CDU und FDP die besol-

dungsrechtlichen Konsequenzen aus der Lehrerausbildungsreform ziehen wol-

len. Der letzte von dieser Koalition vor der Landtagswahl verantwortete Haus-

halt enthält keine Umsetzung dieses Versprechens. Er gilt für das nach der 

Wahl beginnende Schuljahr 2022/23 und ist auch die Abschiedsbilanz von 

schwarz-gelb. 

 

Bezüglich der Gesetzesentwürfe wird sich die Stellungnahme auf die Bewer-

tung der einzelnen Maßnahmen beschränken. Eine weitergehende Prüfung, ob 

die ergriffenen Anpassungen ausreichend sind, um die Vorgaben der Recht-

sprechung des Bundesverfassungsgerichts (Beschluss v. 04.05.2020, 2 BvL 

6/17) zur Verfassungsmäßigkeit der Besoldung der Beamt*innen in Nordrhein-

Westfalen zur erfüllen, war im Rahmen der Verbändeanhörung, welche sich in 

Summe auf fünf Arbeitstage erstreckte, seriös nicht leistbar. Als Dachverband 

muss der DGB, bei einem derart komplexen Gesetzesvorhaben, zwingend den 

Prozess der Erstellung mit den Gewerkschaften rückkoppeln, um die 
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Nachvollziehbarkeit der angedachten Maßnahmen zu gewährleisten. Zudem 

hat der DGB immer wieder Bereitschaft signalisiert, konstruktiv an dem Vorha-

ben mitzuarbeiten. Dass die Übernahme des Tarifabschlusses und die damit 

verbundene Corona-Sonderzahlung aufgrund der befristeten Regelung des § 3 

Nr. 11a EStG bis zum 31.03.2022 verausgabt sein muss, ist bekannt. Das erst-

malige Vorbringen der Überlegungen zur Umsetzung der in Rede stehenden 

Rechtsprechung zu diesem Zeitpunkt war allerdings nicht erforderlich, ist über-

dies nicht zielführend und stößt daher auf Unverständnis.  

Der DGB möchte an dieser Stelle nochmals erwähnen, dass die Verfassungsmä-

ßigkeit der Besoldung auch nach der Durchführung der im Entwurf aufgeführ-

ten Maßnahmen nicht ohne weiteres angenommen werden kann. Die Mit-

gliedsgewerkschaften im DGB behalten sich daher selbstverständlich vor, Kol-

leg*innen, die die Verfassungsmäßigkeit ihrer Besoldung anzweifeln, im Rah-

men einer gerichtlichen Überprüfung zu unterstützen. 

 

Unabhängig hiervon wird aus der Schriftlage nicht deutlich, wie mit Altfällen in 

diversen Konstellationen umgegangen werden soll. Beispielhaft seien hier ge-

nannt Fälle von ledigen Kolleg*innen, Kolleg*innen mit einem oder zwei Kin-

dern und kinderreichen Kolleg*innen für den Zeitraum vor 2011. Eine Betrach-

tung, ob die Alimentation auch in den vergangenen Jahren verfassungsgemäß 

war und ob aus dieser Frage ggf. Nachzahlungsansprüche der Kolleg*innen 

abgeleitet werden können, finden sich nicht. 

 
B. Stellungnahme zu den geplanten Änderungen 

 
1.) Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung einer einmaligen 
Corona-Sonderzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie für das 
Land Nordrhein-Westfalen und zur Änderung des Landesbeamten-
versorgungsgesetzes 

 

Der DGB begrüßt die zeit- und inhaltsgleiche Übernahme des Tarifergebnisses 

für Beamt*innen des Landes NRW. Hervorzuheben bleibt hier, dass neben der 

Prämie in Höhe von 1.300 Euro insbesondere auch die Berücksichtigung der 

Anwärter*innen mit einer Prämie von 650 Euro als positives Signal gedeutet 

wird. Kritisch sehen wir allerdings, dass mit Blick auf die Versorgung der Pensi-

onär*innen bis zur linearen Erhöhung zum 01.12.2022 keinerlei Anpassung er-

folgt. Es ist diesseits bekannt, dass die Corona-Prämie den besonderen Er-

schwernissen der aktiven Kolleg*innen im Rahmen der Pandemie Rechnung 

tragen soll. Dennoch bleibt festzustellen, dass die allgemeinen Preissteigerun-

gen auch erhebliche Auswirkungen auf die Pensionär*innen zeigt. Der vom Ge-

setzgeber angedachte Gleichklang der Entwicklung von Besoldung und Versor-

gung, der sowohl aus dem beamtenrechtlichen Grundsatz der lebenslangen an-

gemessenen Alimentation wie auch aus dem § 84 Abs. 1 LBeamtVG NRW 
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folgt, wird unserer Auffassung nach ausgehöhlt, soweit im Rahmen von Besol-

dungsanpassungen Leistungen in Ansatz gebracht werden, von denen Pensio-

när*innen aufgrund des Charakters der Zahlungen nicht profitieren können. 

Dieser Punkt wird insbesondere dadurch verstärkt, dass keine anderweitigen 

Gespräche zu Anpassungen der Versorgung der Pensionär*innen geführt wer-

den. Vor diesem Hintergrund bleibt die Forderung des DGB, dass auch Versor-

gungsempfänger*innen für die 14 "Leermonate" seit Auslaufen des letzten Ta-

rifabschlusses bis zur linearen Erhöhung eine adäquate finanzielle Kompensa-

tion zugesprochen wird. Diese könnte sich als zu versteuernde Einmalzahlung 

an der Corona-Einmalzahlung, gekürzt um den Versorgungshöchstsatz nach § 

16 Abs. 1 LBeamtVG i.H.v. 71,75 % orientieren. 

 
2.) Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Dienst- und Versor-
gungsbezüge 2022 sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher 
Vorschriften im Land Nordrhein-Westfalen 

 
Zu Artikel 1 „Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 

 

Der DGB begrüßt die Eingruppierung von Konrektor*innen der Hauptschulen 

gegenüber den Grundschulkonrektor*innen mit bis zu 180 Schüler*innen. Na-

türlich ist bei der Erfüllung der Forderung auf eine verfassungsgemäße Erstein-

gruppierung für alle Lehrkräfte (A 13 Z) die Eingruppierung gemäß dem Ab-

standsgebot dieser Beförderungsstellen auf A 14 die u.E. verfassungsgemäße 

richtige Eingruppierung.  

Zu der Frage von verfassungsrechtlich gebotener Besoldung gehört auch die 

Umsetzung des Lehrerausbildungsgesetzes von 2009 in das Besoldungsrecht. 

So fordert der DGB eine Eingangsbesoldung für alle Lehrer*innen mit A 13 Z. 

Die geforderte gleichlange, wissenschaftliche Ausbildung mit sechssemestrigem 

Bachelor- und viersemestrigem Masterstudium sowie anschließendem 18-mo-

natigem Vorbereitungsdienst - unabhängig vom jeweiligen Lehramt - gebietet 

dem Gesetzgeber die Einordnung aller Lehrer*innen in das zweite Einstiegsamt 

der Laufbahngruppe 2 einzustellen wie es für alle anderen Ämter mit dieser 

Qualifikationsvoraussetzung umgesetzt wird. 

Derzeit fehlen in einem großen Umfang gut ausgebildete Fachkräfte. Es ist un-

verständlich, dass Fachlehrer*innen und Werkstattlehrkräfte im Eingangsamt 

nur der Besoldungsgruppe A9 bzw. Entgeltgruppe EG 9a zugeordnet werden 

und damit schlechter bezahlt als Vertretungskräfte an Schulen. 

Es ist zwingend die Zuweisung des Einstiegsamtes in die A 10 erforderlich. 
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Zu Artikel 6 „Änderung der Erschwerniszulagenverordnung“ 

 

Die Anpassung der Zulage für Dienste zu ungünstigen Zeiten nach § 4 Abs. 1 

Nr. 1 EZulV wird begrüßt. Wünschenswert wäre es hier gewesen, dass auch die 

Tatbestände der folgenden Ziffern 2 a.) sowie b.) an der linearen Erhöhung 

partizipieren. So bleibt festzuhalten, dass beispielsweise die Zulagen für 

Dienste an Samstagen (0,64 Euro pro Stunde) sowie für Nachtarbeit (1,28 € 

pro Stunde) seit Jahrzenten unverändert sind. Hier erfolgte die letztmalige An-

passung im Rahmen der Umstellung auf den Euro. Der Mehrheit der anderen 

Bundesländer und der Bund sind hier bereits deutlich weiter und haben in den 

letzten Jahren die Zulage für Dienste zu ungünstigen Zeiten teils deutlich er-

höht. 
 
Erschwerniszulagenverordnung NRW ab 01.01.2021 
Dienst zu ungünstigen Zeiten 

 

Zulagengrund NRW  
Euro je 
Stunde 

Bayern  
Euro je 
Stunde 

Bund  
Euro je 
Stunde 

An Sonntagen und gesetzli-

chen Wochenfeiertagen. 

An den Samstagen vor Ostern 

und Pfingsten nach 12.00 

Uhr. 

Am 24. und 31. Dezember je-

den Jahres nach 12.00 Uhr, 

wenn diese Tage nicht auf ei-

nen Sonntag fallen. 

3,63 

3,74 

(5,00 zwischen 

20:00 und 6:00 

Uhr) 

5,57 

An den übrigen Samstagen in 

der Zeit zwischen 13.00 Uhr 

und 20.00 Uhr. 

0,64 0,74 / 0,92 1,32 

Nachtzuschlag zwischen 

20.00 Uhr und 6.00 Uhr. 
1,28 5,00 2,62 

 

Unabhängig davon, dass die Höhe der Zulage von unseren Kolleg*innen zu 

Recht als untragbar empfunden wird, führt die unveränderte Höhe über solch 

einen Zeitraum zu einer schleichenden Entwertung. Mit Blick auf die Attraktivi-

tätsoffensive wurde dies mehrfach vorgetragen. Nach Auffassung des DGB ist 

das gesamte Zulagenwesen in Nordrhein-Westfalen dringend reformbedürftig. 

Dass hier grundsätzlicher Handlungsbedarf besteht, hat sich im Rahmen der 

Diskussion um eine Attraktivitätssteigerung des öffentlichen Dienstes in einer 

Arbeitsgruppe, die sich mit den Belangen der besonders belasteten Beschäfti-

gungsgruppen befasst, gezeigt. Die Landesregierung hat hier bedauerlicher 

Weise signalisiert, dass Handlungsbedarf im Zulagenwesen nicht gesehen wird. 
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3.) Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Alimentation von Fa-
milien sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 

 
Zu Artikel 1 „Änderung des Landesbesoldungsgesetzes“ 

 
Zu Nummer 3 

 

Leider profitieren von den angedachten Regelungen dienstjüngere, ledige oder 

kinderlose Landesbeamt*innen nicht von der Einführung des Regionalen Er-

gänzungszuschlags. So bleibt der langersehnte Beitrag für finanzielle Anreize 

für Nachwuchskräfte in Regionen mit hohen Lebenshaltungskosten weiterhin 

aus. Für den DGB ist dieser Ansatz nicht nachvollziehbar, da sich insbesondere 

dienstjüngere Beamt*innen in Metropolregionen aufgrund ihrer vergleichbar 

geringen Einstiegsgehälter und den erhöhten Lebenshaltungskosten zuneh-

mend dem Lebensstandard der sozialen Grundsicherung annähern. 

 

Die Vorschrift des § 71b Abs. 4 LBesG kann im Falle von Umzügen zu nachteili-

gen Feststellungen für die Beamt*innen führen. Hier sollte, soweit eine 

Mietstufe für den Auszahlungsanspruch zu Grunde gelegt werden soll, die je-

weils höchste Mietenstufe in dem Zeitraum als Auszahlungsgrundlage gewählt 

werden.  

 
Zu Artikel 3 „Gesetz zur Überleitung von Beamtinnen und Beamten 
der Besoldungsgruppen A 5 bis A 10“ 

 

Die Streichung der ersten beiden Erfahrungsstufen in den Besoldungsgruppen 

A 5 bis A 10 wird ausdrücklich begrüßt. Es wäre allerdings wünschenswert, 

wenn diese Erfahrungsstufen nicht ersatzlos entfallen, sondern an das Ende der 

Laufbahn angefügt werden. Andernfalls besteht die Gefahr, dass in einem ver-

gleichsweise geringen Zeitraum alle Erfahrungsstufen einer Besoldungsgruppe 

durchlaufen werden, ohne dass sich die gestiegene Erfahrung der Kolleg*innen 

im jeweiligen Amt in der Besoldung niederschlägt. 

Auch der Umstand, dass Kolleg*innen in aktuell höheren Erfahrungsstufen ei-

nen deutlich längeren Zeitraum benötigen werden, um die höchste Erfahrungs-

stufe zu erreichen als nun übergeleitete Kolle*innen, die unmittelbar in der Er-

fahrungsstufe 3 erfasst werden, wird nicht zur Akzeptanz der Änderung beitra-

gen. Wie die Anpassung der Eingangsämter sich auf das verfassungsrechtliche 

Abstandsgebot niederschlägt, wird noch näher zu prüfen sein. 

 
Zu Artikel 5 Gesetz zur Änderung der Beihilfeverordnung NRW 

 

Die Abschaffung der Kostendämpfungspauschale stellt eine langjährige ge-

werkschaftliche Forderung dar und wird ausdrücklich begrüßt. Hier sollte 
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allerdings eine Regelung erfolgen, wie eine Erstattung der bereits einbehalte-

nen Pauschalen, vor Verabschiedung des Gesetzes, zurückerstattet werden. 

 

Weiterhin ist sehr bedauerlich, dass die Landesregierung weiter an der Benach-

teiligung von in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Beamt*in-

nen festhält. Mit der Gewährung einer pauschalen Beihilfe in Höhe des Arbeit-

geberanteils zur gesetzlichen Krankenversicherung könnte diese Gerechtig-

keitslücke geschlossen werden. Bisher müssen freiwillig gesetzlich versicherte 

Beamt*innen sowohl Arbeitgeber- also auch Arbeitnehmerbeitrag selbst zah-

len. Die Einführung einer Wahlmöglichkeit zum Zeitpunkt der Verbeamtung 

zwischen der klassischen Beihilfe und einer solchen pauschalen Beihilfeleistung 

in Höhe des Arbeitgeberanteils zur gesetzlichen Krankenversicherung als Zu-

schuss für eine freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Krankenversiche-

rung würde auch zu einer Verbesserung der Attraktivität des öffentlichen 

Dienstes beitragen. Die Wahl einer pauschalen Beihilfe wäre gerade für lebens-

ältere Neuverbeamtete und Neubewerber*innen mit Familie interessant. 
 
Zu Artikel 6 Weitere Änderungen des Landesbesoldungsgesetzes 

 
Zu Nummer 2 „Grundlage des Familienzuschlags“ 
 

Die Landesregierung verfolgt mit diesem Ansatz die Einführung eines neuen 

Ortszuschlags als Versuch, die verfassungsrechtliche Rechtsprechung nachzu-

vollziehen. Dabei bleibt sie in ihrer Auslegung eng an der Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts zur Berliner Besoldung und vollzieht nur eine Um-

setzung für Familien ab einem Kind. Inwieweit dies rechtlich ausreichend ist, 

kann in der Kürze der Anhörungsfrist – wie bereits gesagt – nicht endgültig ge-

prüft werden. Für den Moment bleibt jedoch kritisch festzuhalten, dass ein er-

heblicher Schwerpunkt der Besoldung auf familienbezogene Besoldungsbe-

standteile gelegt wird. Ob dies mit Blick auf den verfassungsmäßigen Grund-

satz der Leistungsbezogenheit der Besoldung in Einklang zu bringen ist kann 

bezweifelt werden. Unabhängig hiervon stellt sich die praktische Umsetzung 

der Vorgaben höchstgerichtlichen Rechtsprechung als äußerst kleinteilig und 

systematisch kaum noch Nachvollziehbar dar. Es wird befürchtet, dass in naher 

Zukunft Kolleg*innen nicht mehr in der Lage sein werden, ihre Bezügemittei-

lungen nachvollziehen zu können. 

 

Es stellen sich auch Fragen zum Abstandsgebot gemäß verfassungsrechtlichen 

Vorgaben: Im Rahmen dieser Verpflichtung zu einer dem Amt angemessenen 

Alimentierung hat der Gesetzgeber die Attraktivität der Dienstverhältnisse für 

überdurchschnittlich qualifizierte Kräfte, das Ansehen des Amtes in den Augen 

der Gesellschaft, die von den Amtsinhaber*innen geforderte Ausbildung und 

ihre Beanspruchung zu berücksichtigen. Für die Beurteilung der 
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Angemessenheit der Alimentation kommt es auf deren Gesamthöhe an, zu de-

ren Ermittlung neben dem Grundgehalt auch weitere Besoldungsbestandteile 

wie Sonderzahlungen oder Stellenzulagen heranzuziehen sind, auch wenn 

diese für sich betrachtet nicht den verfassungsrechtlichen Schutz eines herge-

brachten Grundsatzes des Berufsbeamtentums gemäß Art. 33 Abs. 5 GG ge-

nießen (Vgl. BVerfGE 139, 64 ;111 Rn. 93, m.w.N.). Aus dem Leistungsgrund-

satz in Art. 33 Abs. 2 GG und dem Alimentationsprinzip in Art. 33 Abs. 5 GG 

folgt ein Abstandsgebot, das es dem Gesetzgeber ungeachtet seines weiten 

Gestaltungs-spielraums untersagt, den Abstand zwischen verschiedenen Besol-

dungsgruppen dauerhaft einzuebnen (s. auch BVerfG, Urteil vom 5.5.2015 – 2 

BvL 17/09) 

 
Zu Nachversicherung bzw. Altersgeld 

 

Die nordrhein-westfälische Praxis der Nachversicherung von Beamten, die auf 

eigenen Antrag aus dem Dienst ausgeschieden sind, um in anderen Mitglied-

staaten der Europäischen Union als Arbeitnehmer*innen tätig zu sein, ist un-

vereinbar mit dem Europarecht. Sie stellt eine Beschränkung der Freizügigkeit 

der Arbeitnehmer*innen dar. Entsprechend ist der erlittene finanzielle Nachteil 

vom Land Nordrhein-Westfalen auszugleichen. Dies hat das Verwaltungsge-

richt Düsseldorf mit Urteil vom 26. Februar 2018 - 23 K 6871/13 - entschieden. 

Trotzdem verweigert bisher die Landesregierung die Umsetzung des z.B. im 

Bund und in einigen Ländern bereits geregelten Altersgeld. Auf der Homepage 

des Bundesinnenministeriums heißt es dazu: „Altersgeld als Baustein zur Mo-

dernisierung des öffentlichen Dienstes. Der bei der Nachversicherung eintre-

tende Verlust des "betrieblichen Teils" der Alterssicherung führt in aller Regel 

zu insgesamt geringeren Alterssicherungsleistungen. Dadurch werden berufli-

che Wechsel zwischen der Privatwirtschaft und dem öffentlichen Dienst ge-

hemmt. Das Altersgeld soll diese Unterschiede abbauen und so die Mobilität 

und Attraktivität des öffentlichen Dienstes erhöhen. Dies trägt zur Modernisie-

rung und damit zur Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes bei.“ 

Hieran könnte sich die Landesregierung, wenn sie es ernst damit meint, ein 

Beispiel nehmen. Wir fordern die Regelung eines Altersgeldes. 
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A. Vorbemerkung 

 

Der DGB NRW bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme.  

 

Als beamtenrechtliche Spitzenorganisation hat der DGB Nordrhein-Westfalen 

schon lange eine Attraktivitätsoffensive für den öffentlichen Dienst gefordert. 

So hat die schwarz-gelbe Landesregierung in ihrem Koalitionsvertrag einige 

Verbesserungen für Beamt*innen versprochen. Mit ihren ersten Personalhaus-

halten für 2018 und 2019 zeigte die Landesregierung, dass sie erkannt hat, 

dass mit zu wenig Personal kein guter Staat zu machen ist: in zentralen Berei-

chen wie Schule, Polizei, Verwaltung und Arbeitsschutz wurden neue Stellen 

geschaffen. Letztlich blieben aber weiter tausende Stellen unbesetzt und ein 

wirksames Konzept zur Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes 

wurde in den ersten beiden Regierungsjahren nicht auf den Weg gebracht und 

dass, obwohl keine Landesregierung vorher, Dank dauerhaft sprudelnder Steu-

ereinnahmen, so viel Geld für Zukunftsinvestitionen zur Verfügung hatte.  

 

Auch wenn das neue Jahr noch jung ist, so ist absehbar, dass bis zur Jahres-

mitte wieder gut 20.000 Stellen nicht besetzt werden können. Ein verstetigen-

der Höchststand und das angesichts der Tatsache, dass die Pandemie aber 

auch die Flutkatastrophe eindringlich die Notwendigkeit eines funktionierenden 

öffentlichen Dienstes unter Beweis gestellt hat. Da sich nach Regierungsantritt 

an dieser Stelle in zentralen Punkten nichts bewegte, kam es in den Besol-

dungsgesprächen im Frühjahr 2019 zu dem schriftlichen Versprechen der Lan-

desregierung, nun endlich Gespräche mit den Spitzenorganisationen über Maß-

nahmen zur Steigerung der Attraktivität für Beamt*innen und Richter*innen im 

öffentlichen Dienst aufzunehmen. In Arbeitsgruppen sollte nach gemeinsamen 

Vorschlägen in ausgewählten Bereichen wie Gestaltung der Arbeitszeit, Lang-

zeitkonten, Vereinbarkeit von Familie und Beruf und Maßnahmen zur Entlas-

tung besonders belasteter Beschäftigter gesucht werden. Geeignete Maßnah-

men sollten dann auf Spitzenebene beschlossen werden.  

 

Nachdem die Landesregierung erst nach langer Verzögerung im Mai 2020 die 

Gespräche mit einem Spitzentreffen aufnahm, fanden danach Arbeitsgruppen-

treffen mit Vertreter*innen der Ministerien und den DGB-Gewerkschaften statt, 

die bis Dezember 2020 tagten. 

 

Eine der zentralen Forderungen bezog sich auf die Arbeitszeit. Die Beschäftig-

ten haben mit vielfachen Aktionen deutlich gemacht, dass sie eine Rückfüh-

rung der Wochenarbeitszeit der Beamt*innen auf Tarifniveau unterstützen, um 

somit den öffentlichen Dienst in NRW attraktiver machen zu können.  

Dies wurde zuletzt im Rahmen der Übertragung des Tarifergebnisses der Län-

der mit Nachdruck eingefordert. Vor dem Hintergrund der weiterhin überlangen 
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Arbeitszeit der Beamt*innen von 41 Stunden wöchentlich, ist auch der Wert 

der Besoldungssteigerung geringer als bei Tarifbeschäftigten. 

Im Rahmen des Prozesses ignorierte die Landesregierung am Ende nahezu alle 

Vorschläge der Gewerkschaften zur Verbesserung der Attraktivität. Stattdessen 

schlägt sie auch jetzt wieder ein Sammelsurium an längst bekannten Maßnah-

men und vagen Ankündigungen vor, die aus Sicht der Gewerkschaften keine 

substantiellen Verbesserungen der Arbeitssituation für die Beschäftigten im öf-

fentlichen Dienst mit sich bringen wird.  

 

Der vorgelegte Gesetzentwurf zeigt: bei den zentralen Themen hält die Landes-

regierung an ihren eigenen Vorschlägen fest, die die Gewerkschaften schon im 

Januar 2021 als untauglich abgelehnt hatten. Sie macht außerdem geltend, 

dass die Coronapandemie ihre finanziellen Handlungsspielräume einschränkt. 

Dem DGB und seinen Gewerkschaften ist bewusst, dass die Situation auch 

durch die Flutkatastrophe nicht einfacher geworden ist. Der Rückschluss aus 

dieser schwierigen Situation kann umgekehrt aber nicht lauten, dass nun über-

haupt kein Verhandlungsspielraum für eine Attraktivitätssteigerung mehr gege-

ben ist. Aus Sicht der Beschäftigten liest sich der Gesetzentwurf aber so. Verrä-

terisch ist die Formulierung unter Punkt D im Hinblick auf mögliche Kosten. 

Dort wird explizit auf die Kostenneutralität verwiesen. Das heißt im Ergebnis: 

Kommt es also zu Verbesserungen, müssen die Beschäftigten diese selbst er-

wirtschaften. 

 

Lösungen für die überlange Wochenarbeitszeit der Beamt*innen sind nach die-

sem Prozess mit der amtierenden Regierung ebenso wenig in Sicht, wie Ver-

besserungen für besonders belastete Beschäftigte oder ein Ordnungsrahmen 

für gute mobile Arbeit. 

Seit vier Jahren steht das Versprechen im Raum, dass CDU und FDP die besol-

dungsrechtlichen Konsequenzen aus der Lehrerausbildungsreform endlich zie-

hen wollen und eine gleiche Bezahlung im Eingangsamt nach A13 Z/EG 13 zu 

gewährleisten. Der letzte von dieser Koalition vor der Landtagswahl verantwor-

tete Haushalt enthält keine Umsetzung dieses Versprechens. Er gilt für das 

nach der Wahl beginnende Schuljahr 2022/23 und ist auch die Abschiedsbilanz 

von schwarz-gelb. Auch im Hinblick auf berechtigte Forderungen, im Hinblick 

auf das Zulagenwesen, zeigt die Landesregierung keine Bewegung. 

 

Klar ist: So wird es nicht gelingen, den öffentlichen Dienst attraktiver zu ma-

chen und die mehr als 20.000 unbesetzten Stellen endlich zu besetzen. Auch 

wenn eigentlich spätestens seit der Coronapandemie bei jedem angekommen 

sein sollte, dass wir nicht nur in Krisenzeiten einen starken öffentlichen Dienst 

mit motivierten, gut ausgebildeten Beschäftigen brauchen. Der Prozess lässt 

befürchten, dass es gewerkschaftlichen Drucks bedarf, um für einen starken öf-

fentlichen Dienst und gegen Sonderopfer von Beamt*innen und eine Kürzungs-

politik im öffentlichen Dienst zu kämpfen.  
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B. Stellungnahme zu den geplanten Änderungen 

 
1.) Artikel 1, Änderung des Landesbeamtengesetzes  

 
Zu § 3 LBG 

 

Im Hinblick auf die 16 unterschiedlichen Lehrerausbildungsgesetze und damit 

einhergehenden z.T. schwierigen Anerkennungspraxis begrüßen wir diese Än-

derung, wenn sie denn dazu führt, dass es wegen des unbestimmten Rechtsbe-

griffs „unabhängige Stelle“ nicht zu weiteren rechtlichen Unklarheiten kommt. 

Wir hoffen, dass diese Neuregelung die Anerkennung z.B. der jeweiligen Lehr-

kräftebefähigungen erleichtert und es damit auch zu möglichen leichteren Zu-

zug von dringend benötigten Lehrkräften aus anderen Bundesländern kommen 

kann. 

 
Zu § 31 LBG 

 

Wie bereits im Rahmen der letzten Dienstrechtsreform erneuern wir unsere Kri-

tik an der Ungleichhandlung der Lehrkräfte, bezogen auf den Eintritt in den Ru-

hestand. Die Diskriminierung im Lehrerbereich (Regelung des § 31 Abs. 1 S. 2 

LBG – bis zum Ende Schulhalbjahres) sollte geändert werden. Die verlängerte 

Lebensarbeitszeit bei Lehrkräften bis 67,5 ist eine verfassungswidrige Ungleich-

behandlung der Lehrkräfte ohne eine sachliche Begründung. Es ist die Regel, 

dass mitten im Schuljahr/Schulhalbjahr eingestellt und Beschäftigungsverhält-

nisse beendet werden. Es ist auch deshalb planbar, mitten im Schulhalbjahr ei-

nen 67-jährigen Beamten zu entlassen. Gerade im Hinblick auf die letzten ver-

fassungsrechtlichen Entscheidungen zum Alimentationsgrundsatz müsste der 

Landesregierung deutlich geworden sein, dass die Sparpolitik nicht nur auf 

dem Rücken einer Beschäftigtengruppe ausgetragen werden darf. Es bleibt 

denjenigen Lehrkräften ja unbenommen, wenn der Bedarf an Lehrkräfte wie 

gerade vorhanden ist, freiwillig darüber hinaus zu arbeiten. Dies wird sicherlich 

auch passieren. Wir kritisieren die finanzielle Ungleichbehandlung zu den an-

deren Landesbeamt*innen. Diese zu beenden wäre sicherlich auch ein Teilstück 

zur Attraktivitätssteigerung in diesem Bereich. 

 
Zu § 42 LBG 

 

Die Regelungen werden ausdrücklich begrüßt. Bezüglich der Neufassung des 

Abs. 3 der Vorschrift sollte der Zeitraum vor dem Ende der Elternzeit, innerhalb 

dessen eine Fortbildungsveranstaltung in Anspruch genommen wird, verlängert 

werden. Die Einführung eines Wiedereingliederungsmanagements wird eben-

falls begrüßt. Hier sollte allerdings, in enger Zusammenarbeit mit dem Haupt-

personalrat/Polizeihauptpersonalrat (HPR/PHPR), ein landeseinheitliches Ver-

fahren entwickelt werden. 
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Allerdings ist es nicht nachvollziehbar, warum es hier eine Ungleichbehandlung 

der Lehrkräfte zu anderen Landesbeamt*innen gibt. Das erleichtert sicherlich 

nicht deren Wiedereinstieg. Die Regelungen des § 57 Abs. 3 SchulG betreffen 

die „normalen“ Fortbildungen und nicht die hier geregelte Sondersituation bei 

längerer Beurlaubung oder Elternzeit. Es sollen ja hiermit, so jedenfalls die Be-

gründung, Erleichterungen bei Beurlaubung aus familiären Gründen oder El-

ternzeit vorgenommen werden. Wenn nun eine Lehrkraft mitten im Schuljahr 

aus der Elternzeit kommt und sie sich erst einmal um die Absicherung des Un-

terrichtsausfall kümmern muss, so werden die Hürden für diese – notwendige 

– Fortbildung zur Wiedereingliederung zu hoch und führen dann dazu, dass 

letztlich diese Regelung für Lehrkräfte nicht zur Anwendung kommt. 

 
Zu § 60 LBG 

 

Die Schaffung einer Rechtsgrundlage für alternierende mobile Arbeit wird be-

grüßt. Die Vorschrift ist allerdings zu unbestimmt und lässt zu viel Spielraum für 

divergierende Entscheidung. Hier wäre eine klarere Regelung wünschenswert, 

unter welchen Bedingungen alternierende mobile Arbeit in Anspruch genom-

men werden darf. Noch wichtiger wäre allerdings eine verbindliche Regelung, 

in welchen Fällen die Inanspruchnahme versagt werden darf. Die Entscheidung 

nach pflichtgemäßem Ermessen bietet dahingehend mit Blick auf den Art. 20. 

Abs. 3 GG keinen spürbaren Mehrwert. Auch die Möglichkeit, die Rahmenbe-

dingungen innerhalb der jeweiligen Dienststelle zu regeln, wird zwangsläufig 

zu unterschiedlichen Maßstäben für die Inanspruchnahme wie auch die Bedin-

gungen führen. 

 

Das LPVG ist dahingehend zu ergänzen, dass den Personalräten zusätzlich ein 

umfassendes Mitbestimmungsrecht im Hinblick auf mobiles Arbeiten einzuräu-

men ist. Dies betrifft auch die Mitbestimmung im Einzelfall. Der Entwurf sieht 

folgende Regelung vor (§ 60 Abs. 4 S. 3 LBG): „Die Ausgestaltung alternieren-

der mobiler Arbeit kann durch Dienstvereinbarung unter besonderer Berück-

sichtigung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes geregelt werden“. Dies stellt 

aber keineswegs eine Erweiterung der derzeitigen Rechtslage dar (vgl. § 70 

Abs. 1 LPVG). Die Verankerung solcher Regelungen im Landesbeamtengesetz 

ist zudem gesetzessystematisch problematisch, weil nur Beamt*innen vom per-

sonellen Geltungsbereich erfasst sind. An den meisten Dienststellen arbeiten 

nicht nur Beamt*innen, sondern es gibt daneben eine Vielzahl von Arbeitsver-

hältnissen. Der Schulbereich, in dem immerhin mehr als 180.000 Beschäftigte 

tätig sind, werden von dieser Änderung kaum profitieren können, da es eine 

gesonderte Arbeitszeitregelung über § 93 Abs. 2 SchulG gibt. Diese enthält – 

ohne Dienstvereinbarung – bereits alternierende mobile Arbeit, da Lehrkräfte 

auch weiterhin ihre mobile Arbeit an ihrem häuslichen Arbeitsplatz verrichten.  
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Zu wünschen wäre eine Regelung oder eine Dienstvereinbarung, die unter den 

hier in den Vordergrund gestelltem Arbeits- und Gesundheitsschutz auch für 

diese Landesbeschäftigten eine Entgrenzung der Arbeitszeit verhindert. 

 

An den Hochschulen überwiegt die Zahl der Arbeitsverhältnisse sogar die 

Dienstverhältnisse, auch deshalb ist ein ausdrücklicher Mitbestimmungstatbe-

stand im LPVG, nicht im LBG zu verankern. Wird im LPVG kein Mitbestim-

mungstatbestand verankert, wird auch die geplante Regelung im LBG ins Leere 

laufen, weil es dann viele Dienststellenleitungen geben wird, die überhaupt 

nicht bereit sind, Verhandlungen zu Dienstvereinbarungen aufzunehmen, wenn 

sie ohne Beteiligung der Personalräte einzelnen Beamt*innen das mobile Ar-

beiten erlauben bzw. versagen können.  

 
Zu § 76 LBG 

 

Die Einführung eines betrieblichen Gesundheitsmanagements wird begrüßt. Da 

für den Bereich der Polizei bereits im Jahre 2020 ein vergleichbares Konzept er-

arbeitet wurde, beziehen wir uns an dieser Stelle an die seinerzeit getätigten 

Aussagen. Die Vorgaben für die Zuständigkeiten im Schulbereich sind jedoch 

weiterhin anders und schlechter als in den übrigen Ressorts. Genau das er-

schwert seit 2012 die notwendige Umsetzung des behördlichen Gesundheits-

schutzes in den Schulen in NRW. Gefährdungsbeurteilungen und die darauf fol-

gende Umsetzung von Maßnahmen zur Verbesserung der gesundheitsgefähr-

denden Arbeitsbedingungen, werden wegen der unklaren Zuständigkeiten zwi-

schen Ministerium, Bezirksregierungen und Schulleitungen und kommunalen 

Schulträgern zumeist blockiert und führen zu verständlichem Frust der Beschäf-

tigten in Schulen.  

 

Auch die personalvertretungsrechtliche Beteiligung, gerade auch im sinnvollen 

Prozess einer Prozessbegleitung, wird zumeist torpediert bzw. in die Länge ge-

zogen. Das Ministerium für Schule und Bildung sieht seine Aufgabe zumeist in 

der Setzung des Arbeitsplans mit dem betriebsärztlichen Dienst. Dieser ist dann 

für ganz NRW zuständig. Eine konkrete zentrale Steuerung gibt es praktisch 

nicht. Die Dienststellen vor Ort – außer in Grundschulen sind das die Bezirksre-

gierungen – haben in diesem Bereich kaum genügend personelle Ressourcen. 

Auch hier findet keine Steuerung und gesetzlich vorgeschriebene Beteiligung 

der Personalräte statt. Die im Arbeitsschutzgesetz vorgesehenen Vorgaben zur 

Dokumentation werden im Schulbereich verhindert. 

 
Wir fordern daher eine Konkretisierung im § 76 LBG:  

 
Zu Absatz 2: 

„Das Konzept sieht vor, dass Dienststellenleitungen und Führungskräfte aller 

Ebenen gemeinsam gesundheitsbeeinträchtigende Faktoren in der Dienstelle 
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identifizieren und im Rahmen ihrer Zuständigkeiten auf deren Beseitigung hin-

wirken.“ 

Hierbei handelt es sich um eine problematische Formulierung, da die Eindeutig-

keit des gesetzlichen Auftrags und der Verantwortlichen für Ausführung und 

Kontrolle fehlt. Genau dies führt dann zu unklaren Zuständigkeitsfragen und 

letztlich zu einem Verweis auf andere Führungskräfte. Es ist erforderlich klarzu-

stellen, dass jede Dienststellenleitung die Aufgabe hat, die nach Arbeitsschutz-

gesetz geforderten Gefährdungsbeurteilungen zu erstellen. 

 
Zu Absatz 3: 

Die Formulierung „Jede Behörde entwickelt auf Grundlage des Rahmenkonzep-

tes gemäß Absatz 2 ein eigenes Konzept oder einen Maßnahmenkatalog zum 

Behördlichen Gesundheitsmanagement. Dabei sollen insbesondere gesund-

heitsbeeinträchtigende Faktoren identifiziert werden sowie Möglichkeiten, die-

sen zu begegnen“ entspricht u.E. nicht den Vorgaben des Arbeitsschutzgeset-

zes. Es sollten deutlicher die dort festgelegten Aufgaben eines Arbeitgebers be-

schreiben: 

„Jede Behörde entwickelt auf Grundlage des Rahmenkonzeptes gemäß Absatz 

2 ein eigenes Konzept zur Konkretisierung der Pflichten des Arbeitgebers sowie 

der Angabe der Verteilung von Aufgaben und Verantwortlichkeiten in den Be-

hörden. Zudem sind Mindeststandards für eine schrittweise und perspektivische 

Weiterentwicklung sowie ein Maßnahmenkatalog zum Behördlichen Gesund-

heitsmanagement zu beschreiben. Grundlage des Rahmenkonzeptes ist das Ar-

beitsschutzrecht: Hiernach sind insbesondere gesundheitsgefährdende Faktoren 

bei den Arbeitsbedingungen gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz zu identifizieren 

sowie die erforderlichen Maßnahmen zur Beseitigung der Gefährdung zu er-

greifen.“ 

 

Mit der Zuständigkeitsverweisung im letzten Satz können wir uns ebenfalls 

nicht einverstanden erklären, da dies die oben beschriebenen Zuständigkeits-

probleme aufgeworfen hat. Wir schlagen folgende Formulierung vor:  

„Für Schulen handelt das für Schulwesen zuständige Ministerium als oberste 

Dienstbehörde. Es konkretisiert die Verteilung von Aufgaben und Verantwort-

lichkeiten und beschreibt die Mindeststandards.“ 

 

 
2.) Artikel 2, Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 

 
A 13 Z für alle vollausgebildeten Lehrkräfte 

 

Wie der DGB und die GEW im Rahmen des Dienstrechtsmodernisierungsgeset-

zes gefordert hat, muss es einen Nachvollzug der Folgen des Lehrerausbil-

dungsgesetzes geben: Wir fordern eine Eingangsbesoldung für alle Lehrer*in-

nen mit A 13 Z. Die geforderte gleichlange, wissenschaftliche Ausbildung mit 

sechssemestrigem Bachelor- und viersemestrigem Masterstudium sowie 
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anschließendem 18-monatigem Vorbereitungsdienst - unabhängig vom jeweili-

gen Lehramt - gebietet dem Gesetzgeber die Einordnung aller Lehrer*innen in 

das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 (ehemaliger höherer Dienst) 

einzustellen, wie es für alle anderen Ämter mit dieser Qualifikationsvorausset-

zung umgesetzt wird. Diese Forderung entspricht auch den verfassungsrechtli-

chen Vorgaben, wie das von der GEW beauftragte Gutachten von Prof. Dr. Ralf 

Brinktrine belegt. 

 

Er kommt zu dem Ergebnis, dass die unterschiedliche Eingruppierung von Leh-

rer*innen, die einheitlich nach dem LABG 2009 ausgebildet werden bzw. aus-

gebildet worden sind, nicht im Einklang mit den Vorgaben des Alimentations-

prinzips nach Art. 33 Abs. 5 GG steht. Sie widerspricht dem Alimentationsprin-

zip, weil sich kein sachlicher Grund (mehr) finden lässt, der eine niedrigere Be-

soldung von Lehrkräften an Grundschulen und in der Sekundarstufe I im Ver-

gleich zu Lehrer*innen an Gymnasien, Berufskollegs und der Sekundarstufe II 

an Gesamtschulen rechtfertigen könnte.  

 

Diese Ungleichbehandlung kann weder mit dem Kriterium divergierender Aus- 

und Fortbildung noch mit dem Merkmal unterschiedlicher Aufgaben und Anfor-

derungen des Amtes begründet werden, da möglicherweise in dieser Hinsicht 

früher bestehende Unterschiede nicht mehr gegeben sind. NRW sollte nun end-

lich auch die Folgerungen aus der Umsetzung der KMK-Richtlinien im Lehrer-

ausbildungsgesetz ziehen, welche in 2009 ja auch schon bekannt waren. Mitt-

lerweile haben fast alle Länder, zumindest für den Sekundarstufenbereich, die 

Bezahlung von A 13 vorgesehen. Wie es andere Länder (Baden-Württemberg, 

Schleswig-Holstein, Sachsen-Anhalt) schon vorgemacht haben, können und 

sollten auch die bereits im Dienst befindlichen Lehrkräfte mit der früher erfor-

derlichen Ausbildung entsprechend eingruppiert werden, da deren Erfahrung in 

der Praxis dem Wert der jetzigen Ausbildung entspricht. 

 

Ein weiterer Grund: ca. 90 Prozent der Lehrkräfte an Grundschulen sind 

Frauen. Die gerechte Besoldung der Grundschullehrkräfte nach A 13 Z wäre in 

Zeiten der Forderung nach Förderung von Frauen sowie einem von der Großen 

Koalition geplanten Entgeltgleichheitsgesetz ein konsequenter Schritt zur 

längst fälligen Gleichberechtigung. „Equal pay“ muss von einem „Werbeslo-

gan“ endlich in die politische Realität überführt werden. In einem weiteren 

Gutachten, im Auftrag der GEW, wird gerade dieser Aspekt und den europa-

rechtlichen Maßgaben des Verbots der mittelbaren Frauendiskriminierung her-

vorgehoben. 

 
Besoldung für Fachlehrkräfte und Werkstattlehrkräfte anheben! 

 

Fachlehrer*innen und Werkstattlehrkräfte werden im Eingangsamt nur der Be-

soldungsgruppe A 9 bzw. Entgeltgruppe EG 9a zugeordnet und werden damit 
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schlechter bezahlt als Vertretungskräfte an Schulen. Auch werden diese Be-

amt*innen von der Strukturzulage nach § 47 b LBesG ausgenommen und da-

mit noch einmal schlechter behandelt als Beamt*innen der gleichen Besol-

dungsgruppe. Dabei weisen Fachlehrkräfte an Förderschule, neben einer ersten 

Berufsausbildung und einschlägiger Praxiserfahrung an den Förderschulen, zu-

sätzlich eine umfassende Ausbildung in den Zentren für schulpraktische Lehrer-

ausbildung (ZfsL) auf.  

 

Fachlehrer*innen an Förderschulen arbeiten seit jeher gemeinsam mit den Son-

derpädagog*innen insbesondere in der Förderung sonderpädagogischen Un-

terstützung von Schüler*innen in den Förderschwerpunkten „geistige Entwick-

lung“ oder „körperliche und motorische Entwicklung“ sowie in der vorschuli-

schen Förderung von Kindern mit den Förderschwerpunkten „Sehen“ und „Hö-

ren“ und „Kommunikation“. Ohne ihre qualifizierte Arbeit und ihren Einsatz 

wäre die Arbeit und die Förderung an diesen Förderschulen schon lange nicht 

mehr zu leisten. An vielen dieser Förderschulen stellt die Gruppe der Fachleh-

rer*innen, in Anbetracht des Mangelns an ausgebildeten Sonderpädagog*in-

nen, inzwischen knapp die Hälfte des gesamten Kollegiums dar. 

 

In einem Rechtsgutachten kommt der Düsseldorfer Rechtsanwalt Florian Hup-

perts zu dem Schluss, dass das Land Nordrhein-Westfalen durchaus auch auf 

der aktuellen Rechtsgrundlage die Möglichkeit habe, die Eingangsbesoldung 

der Fachlehrer*innen statt mit A 9 auch mit A 10 - und damit automatisch die 

entsprechende Eingruppierung nach TV-L -, festzulegen. Fazit der juristischen 

Expertise: Die Ausbildung zur Fachlehrer*in an Förderschulen sei deutlich um-

fassender geworden und ihr konkreter Einsatz habe sich verändert (Mangel an 

Sonderpädagog*innen, veränderte Schülerschaft). 

 

Für eine andere Bewertung der Ersteingruppierung der Fachlehrkräfte spricht 

auch das Gesetz. Ausgangspunkt ist zunächst § 24 Nr. 3 Landesbesoldungsge-

setz NRW. Demnach sind die Einstiegsämter für Beamt*innen in der Laufbahn-

gruppe 2 als erstes Einstiegsamt der Besoldungsgruppe A 9 zuzuordnen. Da die 

Fachlehrer*in dem früheren „gehobenen“ Dienst und damit der Laufbahn-

gruppe 2, 1. Einstiegsamt, angehören, ist damit grundsätzlich ein Einstiegsamt 

der Besoldungsgruppe A 9 zuzuordnen. Allerdings eröffnet § 25 Abs. 1 Landes-

besoldungsgesetz NRW eine Möglichkeit, von dieser Ämterzuordnung abzu-

weichen. 

 

Demnach können die Einstiegsämter für Beamt*innen in Sonderlaufbahnen, 

bei denen im Einstiegsamt Anforderungen gestellt werden, die bei sachgerech-

ter Bewertung zwingend die Zuweisung des Einstiegsamtes zu einer anderen 

Besoldungsgruppe als nach § 24 erfordern, den höheren Besoldungsgruppen 

zugewiesen werden, in die gleichwertige Ämter eingereiht sind. Für diese be-

soldungsrechtliche Bewertung ist § 19 Abs. 1 Satz 1 Landesbesoldungsgesetz 
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NRW zu berücksichtigen. Danach sind die Funktionen der Beamt*innen und 

Richter*innen nach den mit ihnen verbunden Anforderungen sachgerecht zu 

bewerten und Ämtern zuzuordnen. Entscheidend ist also, ob besondere Anfor-

derungen im Eingangsamt vorliegen. 

 

Insofern kann auf die zu § 18 Bundesbesoldungsgesetz entwickelten Grunds-

ätze zurückgegriffen werden, das heißt maßgeblich sind Umfang und Schwie-

rigkeit der Aufgaben sowie die Verantwortung, die typischerweise mit dem 

Amt verbunden ist. Der Berufsalltag der Fachlehrer*innen stelle vielfache An-

forderungen, die bei sachgerechter Bewertung zwingend die Zuweisung des 

Einstiegsamtes zu der Besoldungsgruppe A 10 erfordern.  

 

Dasselbe gilt auch für die Werkstattlehrkräfte an den berufsbildenden Schulen. 

Auch hier kommt ein juristisches Gutachten zu dem Ergebnis, dass die  

 
Befähigung für die Laufbahn des Werkstattlehrers nach § 36 LVO be-
sitzt, wer 

 

- nach Ableisten der in der Fachrichtung erforderlichen Berufsausbildung, die 

Prüfung als Meister*in in Handwerk, Industrie, Hauswirtschaft, Landwirt-

schaft, Gartenbau und Forstwirtschaft bestanden hat. 

 

- nach einem mindestens dreisemestrigen Besuch einer Fachschule als Tages-

schule oder einem mindestens sechssemestrigen Besuch einer Fachschule 

als Abendschule die entsprechende Abschlussprüfung bestanden hat. 

 

- nach Bestehen der Prüfung eine für die Laufbahn förderliche hauptberufli-

che Tätigkeit von vier Jahren ausgeübt hat, die der geforderten Vor- oder 

Ausbildung entspricht. An die Stelle der hauptberuflichen Tätigkeit von vier 

Jahren tritt eine solche von drei Jahren, wenn der erfolgreiche Besuch einer 

Realschule oder ein entsprechender Bildungsstand nachgewiesen wird. 

 

Alle Werkstattlehrer*innen, sowohl im Angestellten als auch im Beamtenver-

hältnis, leisten seit 1961 in Übereinstimmung mit den jeweils gültigen Erlassen 

der jeweiligen Kultusminister das Landes Nordrhein-Westfalen getroffenen Re-

gelungen wöchentlich 30 Unterrichtsstunden fachpraktische Unterweisungen 

und darüber hinaus bis zu 10 Stunden sonstige Arbeiten.  

 

Es steht außer Frage, dass sich die Tätigkeit eines Werkstattlehrers in den letz-

ten 60 Jahren erheblich geändert hat! Schaut man sich den Rahmenplan für 

die praktisch-pädagogische Einführung der Fachlehrer*in mit der Befähigung 

für die Laufbahn der Werkstattlehrer*in an, so kommt man schnell zu der 

Überzeugung, dass die Tätigkeiten heute ein viel weiteres Feld erfassen. In der 

fachpraktischen Berufserziehung haben sowohl die betriebliche als auch die 

schulische Unterweisung durchgreifende Änderungen erfahren. Derzeit fehlen 
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in einem großen Umfang gut ausgebildete Fachkräfte. Gerade in der berufli-

chen Schulbildung werden die Grundlagen geschaffen. Dies geht auch nur mit 

hochqualifizierten Lehrkräften bzw. Werkstattlehrkräften. Es ist zwingend die 

Zuweisung des Einstiegsamtes in die A 10 erforderlich. 

 

 
Zu § 62 Forschungs- und Lehrzulage für Professor*innen: 

 

Juniorprofessor*innen in § 62 LBesG und in § 8 der Hochschul-Leistungsbezü-

geverordnung zusätzlich aufzunehmen, ist ein richtiger Schritt. Hier bleibt der 

Gesetzentwurf allerdings hinter den gewerkschaftlichen Anforderungen zurück. 

Forschungs- und Entwicklungsleistungen sind häufig Teamleistungen. An sol-

chen Teams sind nicht nur Professor*innen und Juniorprofessor*innen beteiligt, 

sondern auch wissenschaftliche Mitarbeiter*innen.  

 

Der Tarifvertrag (§ 18 Abs. 1 i.d.F. § 40 TV-L) sieht ausdrücklich vor, dass auch 

tariflich Beschäftigte im Drittmittelbereich eine Sonderzahlung erhalten kön-

nen. Der personelle Geltungsbereich von § 62 LBesG sollte folglich erweitert 

werden bzw. mindestens die Möglichkeit geschaffen werden, dass verbeamtete 

wissenschaftliche Mitarbeiter*innen ebenfalls berechtigt sind, Sonderzahlun-

gen aus Drittmitteln entgegenzunehmen. 

Um nicht nur mit Drittmittel und damit ausschließlich im Forschungsbereich, 

sondern auch insbesondere im Bereich der Lehre besondere Leistungen von Ju-

niorprofessor*innen zu honorieren, sollte zudem die Möglichkeit eröffnet wer-

den, Zulagen auch aus Haushaltsmitteln zu zahlen (analog zu § 33 Abs. 1 Nr. 2 

LBesG). Dafür sind Mittel im Landeshaushalt zusätzlich bereitzustellen. 

 

 
3.) Versorgung 

 
Zur Nachversicherung bzw. Altersgeld: 

 

Die nordrhein-westfälische Praxis der Nachversicherung von Beamten*innen, 

die auf eigenen Antrag aus dem Dienst ausgeschieden sind, um in anderen 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union als Arbeitnehmer*in tätig zu sein, ist 

unvereinbar mit dem Europarecht. Sie stellt eine Beschränkung der Freizügig-

keit der Arbeitnehmer*in dar. Entsprechend ist der erlittene finanzielle Nachteil 

vom Land Nordrhein-Westfalen auszugleichen. Dies hat das Verwaltungsge-

richt Düsseldorf mit Urteil vom 26. Februar 2018 - 23 K 6871/13 - entschieden. 

Trotzdem verweigert bisher die Landesregierung die Umsetzung des z.B. im 

Bund und in einigen Ländern bereits geregelten Altersgeldes.  

 

Auf der Homepage des Bundesinnenministeriums heißt es dazu: „Altersgeld als 

Baustein zur Modernisierung des öffentlichen Dienstes. Der bei der Nachversi-

cherung eintretende Verlust des "betrieblichen Teils" der Alterssicherung führt 
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in aller Regel zu insgesamt geringeren Alterssicherungsleistungen. Dadurch 

werden berufliche Wechsel zwischen der Privatwirtschaft und dem öffentlichen 

Dienst gehemmt. Das Altersgeld soll diese Unterschiede abbauen und so die 

Mobilität und Attraktivität des öffentlichen Dienstes erhöhen. Dies trägt zur 

Modernisierung und damit zur Steigerung der Attraktivität des öffentlichen 

Dienstes bei.“ Hieran könnte sich die Landesregierung, wenn sie es ernst damit 

meint, ein Beispiel nehmen. Wir fordern die Regelung eines Altersgeldes.  

 
4.) Artikel 5, Änderung der Arbeitszeitverordnung  

 

Vorab teilen wir nochmal mit, dass der DGB enttäuscht darüber ist, dass der 

seinerzeit vorgelegte Entwurf augenscheinlich unveränderten Eingang in den 

Gesetzentwurf gefunden hat. Dennoch möchten wir die bereits seinerzeit vor-

geschlagenen Anpassungsvorschläge nochmals skizzieren.  

 

Die Einführung der Langzeitarbeitskonten war für die DGB-Gewerkschaften seit 

Beginn des Prozesses mit einer Reduzierung der Wochenarbeitszeit verknüpft. 

Damit wurde dem Dienstherrn dahingehend entgegengekommen, dass die Re-

duzierung der Arbeitszeit unmittelbar keinen zusätzlichen Personalbedarf her-

vorruft und daher mit der Umsetzung keine Kosten verbunden wären. Der vor-

liegende Entwurf setzt allerdings weiterhin eine „freiwillige“ Erhöhung der wö-

chentlichen Arbeitszeit voraus. 

 

Mit Blick auf die hohe Arbeitsbelastung der Kolleg*innen kann diesseitig be-

reits jetzt prognostiziert werden, dass der Aspekt der Freiwilligkeit in vielen Fäl-

len durch die Realität überholt wird. Um die anfallenden Arbeitsraten erledigen 

zu können, werden viele Kolleg*innen gezwungenermaßen ihren Stundenanteil 

erhöhen müssen. Vor diesem Hintergrund bewertet der DGB die vorgesehenen 

Konten weniger als Erleichterung für die Kolleg*innen, sondern vielmehr als 

Mittel für den Dienstherrn, die anfallenden Arbeitsraten mit dem Bestandsper-

sonal besser bewältigen zu können. 

 

Dies ruft, insbesondere aufgrund der Massen von unbesetzten Stellen, Unver-

ständnis hervor. Soweit sich in der breiten Masse das Bild verfestigt, dass 44 

Wochenarbeitsstunden bei den Beamt*innen eher die Regel als die Ausnahme 

sind, wird dies auch keinesfalls zu einer Attraktivitätssteigerung führen, weder 

im Zuge der Neugewinnung von Personal noch bei Bestandspersonal. 

 

Soweit Urlaub und die erhöhte Arbeitszeit künftig angespart werden können, 

sehen wir auch Aspekte des Arbeits- und Gesundheitsschutzes nicht hinrei-

chend gewürdigt. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, welche durch den 

Prozess ursprünglich gestärkt werden sollte, ist bereits mit einer 41-Stunden-

Woche schwer zu verwirklichen. Das Problem wird sich durch die Regelungen 

weiter verschärfen. 
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Bezüglich der Entnahmemöglichkeiten wird leider ebenfalls eine restriktive Li-

nie beibehalten. So wird die Entnahme vor Beginn des Ruhestandes katego-

risch ausgeschlossen. Der DGB hatte an dieser Stelle für einen Ruhestandskorri-

dor geworben innerhalb dessen unsere Kolleg*innen individuell ihren persönli-

chen Ruhestandseintritt planen können. Das eine solche Möglichkeit verwehrt 

bleibt, entwertet die Langzeitarbeitskonten ebenfalls massiv. 

 

 
Zu den Regelungen §14a Langzeitarbeitskonten im Einzelnen: 

 
a.) § 14a Abs. 1 S. 1 AzVO 

 

Dienstliche Belange können für eine Versagung ausreichen. Da die Nutzung der 

Langzeitarbeitskonten z.B. im Ermessen der jeweiligen Kreispolizeibehörden lie-

gen wird, kann eine kritische Haltung der jeweiligen Behördenleitung zu einer 

restriktiven Ermöglichung der Konten führen. Hier sollten zumindest „zwin-

gende dienstliche Belange“ als Ausschlussgrund festgehalten werden. Noch 

besser wäre hier ein (nicht abschließender) Katalog von Versagungsgründen. 

 
b.) § 14a Abs. 2 AzVO 

 

Die „freiwillige“ Erhöhung der wöchentlichen Arbeitszeit wird in der Praxis in 

vielen Fällen zu einer unumgänglichen Erhöhung der Arbeitszeit führen. Der 

DGB wird diesen Punkt daher bei jeder Gelegenheit bemängeln. Ursprünglich 

angedacht war hier die Reduzierung der wöchentlichen Arbeitszeit, im ersten 

Schritt auf das Niveau der tarifbeschäftigten Kolleg*innen auf 39,50 Stunden.  

 
c.) § 14a Abs. 3, Abs. 4 AzVO 

 

Die angesetzten Einbringungsmöglichkeiten sind mit Blick auf die aktuell beste-

henden Überstundenberge der Kolleg*innen deutlich zu niedrig angesetzt. Dies 

haben wir bereits im gesamten Verlauf des Prozesses mehrfach angebracht. Ei-

nes der Ziele der Langzeitarbeitskonten war es, die jährliche Diskussion um den 

Verfall von Mehrarbeitsstunden aufgrund von Verjährung zu beenden. Diese 

stellte in den vergangenen Jahren auf Seiten der Landesregierung einen enor-

men bürokratischen Aufwand auf Seiten der Kolleg*innen aufgrund der bis zu-

letzt unklaren Rechtslage eine hohe Belastung dar. Soweit nun aufgrund der 

restriktiven Einbringungsmöglichkeiten Stundenanteile nicht in die Konten ein-

gebracht werden können, wird dieses Problem alle Beteiligten auch in den 

kommenden Jahren beschäftigen. 

 

Bezüglich der zusätzlichen Einbringungsmöglichkeit von Stunden, die aufgrund 

der Coronapandemie angefallen sind, bleibt diese Regelung zu unbestimmt. 



DGB-Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes in 

Nordrhein-Westfalen der Landesregierung Drucksache17/15940 (Neudruck) 

Seite 13 

 

Hier müsste sowohl ein Bezugszeitraum definiert werden als auch Kriterien, 

wann Mehrarbeit unmittelbar als pandemiebedingt einzuordnen ist. 
d.) § 14a Abs. 5 AzVO 

 

Die Anpassung der Zeitguthaben in Fällen einer Verminderung der Besoldung 

wegen disziplinarrechtlicher Maßnahmen oder nicht bestandener Probezeit 

nach § 21 LBG NRW stellt einen Paradigmenwechsel dar. Der DGB ist weiter 

der Auffassung, dass eine Arbeitsstunde stets als solche zu werten ist unab-

hängig von der Besoldung, die hiermit verbunden ist. Die Vorschrift bringt einer 

Wertigkeit in die jeweilige Arbeitsstunde, die in der geschilderten Konstellation 

vielleicht noch mitgetragen werden könnte. Die Vorschrift sollte dann aller-

dings auch den umgekehrten Fall abschließend klären. Im Falle von Beförde-

rungen - den weit gängigeren Situationen - darf keine Abwertung der in den 

niedrigeren Besoldungsgruppen erwirtschafteten Arbeitsstunden erfolgen. Dies 

muss gesetzlich klar geregelt werden. Andernfalls drohen den Kolleg*innen auf 

Grundlage eines Umkehrschlusses erhebliche Nachteile. 

 
e.) § 14a Abs. 7 AzVO 

 

Der Ausschluss einer Entnahmemöglichkeit in den letzten fünf Jahren vor dem 

Ruhestandseintritt wird abgelehnt. Hier war die Ursprungsforderung der Ge-

werkschaften die Einführung eines Ruhestandskorridors, innerhalb dessen die 

Kolleg*innen individuell den jeweiligen Ruhestandsbeginn planen können soll-

ten. 

 
f.) § 14a Abs. 8 AzVO 

 

Der Hürden für eine Ablehnung sind mit entgegenstehenden „dienstlichen 

Gründen“ erneut zu gering bemessen. In der Realität bewirkt diese Formulie-

rung, dass prinzipiell jeder Antrag auf Zeitausgleich abgelehnt werden kann. 

Die anschließende Regelung zur Vereinbarung ist ebenfalls zu unbestimmt. Hier 

müsste klar definiert werden, innerhalb welchen Zeitraums die Entnahme aus 

den Langzeitarbeitskonten ermöglicht werden müsste. Der DGB fordert, mit 

Blick auf unweigerliche Rechtsstreitigkeiten die diese unbestimmte Regelung 

zur Folge haben wird, eine gesetzliche Klarstellung. 

 
g.) § 14a Abs. 10, Abs. 11 AzVO 
 

Die Vorschriften sind wiederum zu unbestimmt. Die Auszahlbarkeit von Zeit-

guthaben setzt u.a. einen „unvorhersehbaren kurzfristigen Wechsel“ der 

Dienstbehörde voraus. Entsprechend der Formulierung erscheint es so, als wür-

den die aufgebauten Zeitguthaben bei vorhersehbaren Dienststellenwechseln 

verfallen. Zum einen ist nicht nachvollziehbar, wann ein entsprechender Wech-

sel als „unvorhersehbar kurzfristig“ einzuordnen ist. Zum anderen erweckt die 

Formulierung den Eindruck, als wäre diese Vorschrift nur in absoluten 
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Ausnahmefällen einschlägig. In allen anderen Fällen verblieben zwei Optionen, 

die für die Kolleg*innen beide problematisch sind: Zum einen bestünde bei ei-

ner geplanten Versetzung die Möglichkeit, die Entnahmephase kurzfristig (un-

freiwillig) zu beantragen, vorausgesetzt, die in Abs. 8 festgelegte Frist wäre 

noch zu halten und es stünden keine dienstlichen Belange entgegen. Ein sol-

ches Vorgehen läge allerdings weit entfernt von einer individuellen Lebenspla-

nung der betroffenen und ließe außer Acht, ob die Kolleg*innen in diesem Zeit-

raum die angesparten Guthaben überhaupt entnehmen wollten. Die andere 

Option wäre schließlich die angesparten Guthaben ersatzlos verfallen zu las-

sen. Aus diesen Ausführungen wird ggf. deutlich, dass die Auszahlungsmodali-

täten im Sinne der betroffenen Kolleg*innen weitreichender und wohlwollen-

der gefasst werden müssen. 

 

Die Auszahlungsmodalitäten sind zu unbestimmt. Hier muss klargestellt wer-

den, welcher Wert für die Auszahlung maßgeblich ist. Der DGB fordert, dass 

die Besoldungshöhe im Auszahlungszeitpunkt maßgeblich ist. Ein anderes Vor-

gehen wäre nicht realisierbar, da für jede Stunde die Höhe der Besoldung im 

Entstehungszeitpunkt nachgehalten werden müsste.  

 
5.) Artikel 6, Änderung der Arbeitszeitverordnung Polizei NRW (Az-
VOPol NRW) 

 

Die Verweisregelung auf die AzVO und dort im speziellen auf den § 14a Abs. 4 

Nr. 1 AzVO (neu) wird so verstanden, dass für den Bereich der Polizei auch die 

Stunden auf DSM-Konten auf das Langzeitarbeitskonten eingebracht werden 

können. Der § 14a Abs. 2 AzVO, auf den die benannte Vorschrift verweist, 

spricht dahingehend von Gleitzeitkonten. Eine explizite Erwähnung der Gutha-

ben auf DSM-Konten würde zur Verständlichkeit der Norm beitragen. 




